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Aktuelle Fragen des Gebührenanspruchsrechts
1.	Allgemeines zur Honorierungsfrage beim Sachver­

ständigenbeweis

1.1.	 Grundsätzliche Überlegungen

Die im GebAG geregelte Honorierung der Gerichtssach-
verständigen ist, abgesehen von einigen wenigen offenen 
Wünschen wie etwa der Valorisierung der festen Beträge 
durch eine überfällige Zuschlagsverordnung (nach § 64 
GebAG), für den weit überwiegenden Teil der Gerichtsver-
fahren – auch im internationalen Vergleich – als ausge-
wogen und zufriedenstellend anzusehen. Das gilt unein-
geschränkt für das Gebührenbestimmungsverfahren, das 
allen rechtsstaatlichen Erfordernissen gerecht wird.

Grundsätzliche Probleme ergeben sich aber einerseits 
im Hinblick auf die nicht valorisierten festen Beträge bei 
den Tarifsachverständigen und andererseits bei Groß-
verfahren in Straf- und Zivilsachen (vor allem Wirt-
schaftsstrafsachen, aber auch Anlegerprozessen), die 
das österreichische System des Einzelsachverstän-
digen überfordern. Hier kommt es zu einer verstärkten 
Beiziehung von qualifizierten Hilfskräften, also in Wahr-
heit zur versteckten Bildung von Sachverständigenteams. 
Diese Form des Sachverständigenbeweises erfordert ein 
Sachverständigenunternehmen, möglicherweise meh-
rere zusammenarbeitende Sachverständige, auch mit ver-
schiedener Qualifikation, oder ein als juristische Person 
organisiertes Sachverständigenbüro.

Die Honorierungsform über den Kostenersatz für 
Hilfskräfte (§ 30 GebAG) und über die sonstigen Kos-
ten (§  31 GebAG) wird der Unternehmenswirklichkeit 
dieser Sachverständigen nicht gerecht, zumal in diesen 
Fällen oft das ganze große Büro eines Wirtschaftstreu-
händers durch viele Monate mit einem umfangreichen 
Auftrag einer Staatsanwaltschaft oder eines Gerichts aus-
gelastet wird. Höchst problematisch ist die derzeitige Ju-
dikatur, die für Hilfskräfte des normalen Bürobetriebs als 
sogenannte Fixkosten (§ 31 Abs 1 GebAG) überhaupt 
keinen Ersatz vorsieht, für andere auch höchst qualifizier-
te Hilfskräfte, ohne Rücksicht auf die Notwendigkeit der 
internen Kommunikation, nur den Ersatz der dem Sach-
verständigen entstehenden Auslagen, also ohne Un-
ternehmensgewinnanteil und ohne Risikozuschlag. Denn 
diese Sachverständigen entsprechen in keiner Weise dem 
Sachverständigengrundtypus des GebAG, dem nur ne-
benberuflich arbeitenden Gerichtssachverständigen, der 
nur für einzelne weniger wichtige Arbeiten gelegentlich 
Hilfskräfte benötigt.

Bei den Problemen der Honorierung von Sachverständi-
gen dürfen auch die gerne von allen Seiten vorgetragenen 
Anliegen einer ständigen Verbesserung und Intensivierung 
des Rechtsschutzes nicht übersehen werden. Dabei denke 
ich vor allem an die Stärkung der Grundsätze der Waffen-
gleichheit der Parteien und des fairen Verfahrens, insbe-
sondere durch die Hebung des prozessualen Stellen-
werts von Privatgutachten, zunächst durch die Judikatur, 
zuletzt durch das am 1. 1. 2015 in Kraft getretene Straf-
prozessrechtsänderungsgesetz 2014, BGBl I 2014/71:

Etwa durch § 222 Abs 3 StPO neu: So kann der Verteidi-
ger seiner Gegenäußerung zu der Anklageschrift, die sich 
auf Befund und Gutachten eines Gerichtssachverständi-
gen stützt, eine Stellungnahme samt Schlussfolgerungen 
„einer Person mit besonderem Fachwissen“ anschließen.

Zusammen mit der Bestimmung des § 249 Abs 3 StPO 
über das Fragerecht einer vom Angeklagten beigezogenen 
„Person mit besonderem Fachwissen“ ist der Privatgutach-
ter nunmehr im österreichischen Strafverfahren fest etab-
liert.

Für die Kosten eines solchen Privatexperten wird bei ei-
nem Freispruch oder einer Verfahrenseinstellung in einer 
späteren Strafprozessnovelle wohl auch eine neue Kos-
tenregelung überlegt werden müssen.

Diese neuen Bestimmungen über Privatsachverständi-
ge im Strafverfahrensrecht werden aber auch zweifellos 
Rückwirkungen auf das Beweisrecht des Zivilprozes-
ses haben.

Diese, aber auch andere Entwicklungen in der Verfahrens-
gestaltung, etwa die kritischere Sicht von Befangenhei-
ten bei Amts- und Gerichtssachverständigen,1 aber auch 
die durch das Strafprozessrechtsänderungsgesetz 2014 
für den Beschuldigten eröffnete Möglichkeit, bei Zweifeln 
an der Sachkunde des bestellten Sachverständigen bes-
ser qualifizierte Personen zur Sachverständigenbestel-
lung vorzuschlagen (vgl § 126 Abs 5 StPO neu), führen 
jedenfalls zu Kostensteigerungen, die eine verträgliche 
Finanzierbarkeit des Sachverständigenbeweises für 
den Staat (aus Amtsgeldern), aber auch für die Parteien 
(im Wege von Kostenvorschüssen in Zivilverfahren oder 
bei Rückersatzansprüchen) in Frage stellen.

Die in manchen Bereichen gestiegenen Sachverständi-
gengebühren stimmen jeden Betrachter unter dem Blick-
punkt der Rechtsschutzgarantien eines funktionierenden 
Rechtsstaates, und zwar zu vertretbaren und erschwing-
lichen Kosten, nachdenklich.
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1.2.	 Verschiedene Wege der Bereitstellung von Fach­
wissen für die Gerichte und Staatsanwaltschaften

Für die Justizgerichte haben alle Verfahrensgesetze 
(StPO, ZPO, AußStrG) die grundsätzliche Entscheidung 
getroffen, dass das nötige Fachwissen im Wege des die 
Rechte der Parteien, aber auch der Öffentlichkeit wah-
renden gerichtlichen Sachverständigenbeweises bei-
gebracht wird. Gerichtssachverständige sind von Staats-
anwaltschaft und Gericht unabhängige und selbständig 
arbeitende Fachleute, deren oberste Gebote die Unpartei-
lichkeit, die Unabhängigkeit und das Streben nach Objek-
tivität unter Wahrung der Fairness des Verfahrens (Art 6 
EMRK) sind.

Der andere Weg, den die seit 2014 eingerichtete Ver-
waltungsgerichtsbarkeit gewählt hat, verwendet für die 
Beibringung von Fachwissen in erster Linie den Weg über 
Amtssachverständige, also Experten, die in der Verwal-
tungsbehörde integriert sind, die im Verwaltungsgerichts-
verfahren schließlich beklagte Partei ist. Meine Bedenken 
zu dieser Form des Sachverständigenbeweises habe ich 
zuletzt in zwei in dieser Zeitschrift 2012 und 2013 veröf-
fentlichten Aufsätzen ausführlich dargelegt.2

Obwohl das BMJ stets betont hat, für die Justizgerichts-
barkeit beim Sachverständigenbeweis an der Einrichtung 
der Gerichtssachverständigen festzuhalten, wurden in 
letzter Zeit auch unter Hervorhebung von Kostenersparnis-
gründen neue Formen der Sachverhaltsermittlung durch 
die den Gerichten und den Staatsanwaltschaften beigege-
benen Experten eingeführt und erprobt.

Es sind Wirtschafts- und Finanzexperten, aber auch So-
zialarbeiter und Psychologen, die Staatsanwaltschaften 
und Gerichten außerhalb des formellen Sachverständi-
genbeweises bei der Sachverhaltsermittlung behilflich 
sind. Es handelt sich um keine Justizbediensteten, son-
dern zumeist um Beschäftigte der Justizbetreuungs-
agentur, einer zu 100 % im Eigentum des Bundes ste-
henden Gesellschaft, die etwa den Einrichtungen der 
Familiengerichtshilfe und der Jugendgerichtshilfe bei ihr 
angestellte Experten zur Verfügung stellt. Für bestimmte 
Wiener Gerichte werden auch bei der Justizbetreuungs-
agentur angestellte Gerichtsdolmetscher für bestimmte 
Sprachen vermittelt.

Beim Einsatz dieser angestellten Experten sind ihre ver-
fahrensrechtliche Einordnung in das Beweisverfahren, die 
Kontrolle ihrer Tätigkeit durch Gericht und Staatsanwalt-
schaft, aber vor allem auch durch die Verfahrensparteien 
ungeklärt. Diese Verwendung widerspricht meines Erach-
tens in der derzeitigen Handhabung den Grundsätzen ei-
nes fairen Verfahrens. Ob durch diese Ermittlungshilfe eine 
Kostenersparnis erzielt werden kann, halte ich überdies 
für fraglich. Eine gründliche Diskussion, ob dieser Weg der 
Expertise im Hintergrund der Gerichte und Staatsanwalt-
schaften weitergegangen werden sollte, die Klarstellung 
der verfahrensrechtlichen Bedeutung der Ermittlungser-
gebnisse dieser Experten und die Regelung der Partei-

rechte bei dieser Ermittlungsarbeit halte ich für dringend 
geboten.

Vor Eingehen auf einzelne Problemkreise des Gebühren-
rechts sind einige Systemfragen bei der Sachverständi-
genhonorierung anzusprechen.

2.	 Systemfragen bei der Sachverständigenhonorierung

2.1.	 Einzelleistungsverrechnung oder Pauschalierung 
aller Mühewaltungsleistungen für Befund und 
Gutachten

Die Einzelleistungsverrechnung nach aufgewendeten Ar-
beitsstunden ist leistungsgerecht und wird vom Gesetz in 
vielen Bereichen der Sachverständigenhonorierung ak-
zeptiert. Die Verrechnung ist relativ kompliziert und schwer 
kontrollierbar. So gibt es genügend Einzelfallprobleme im 
Zusammenhang mit der verrechneten Zahl der Arbeits-
stunden und mit der Höhe des Stundensatzes, der nach 
dem GebAG nicht nach bestimmten Sachverständigenleis-
tungen, sondern personenbezogen und marktkonform 
nach den konkreten persönlichen und beruflichen Einkom-
mensverhältnissen der Sachverständigen zu erfolgen hat.

Die einfachere Verrechnungsform für die Mühewaltungs-
gebühr ist die Pauschalierung des Sachverständigenent-
gelts für Befund und Gutachten mit Tarifgesamtansätzen. 
Diese Honorarverrechnungsform ist aber wohl nur dann 
zu rechtfertigen, wenn weitgehend gleiche Sachverständi-
genleistungen mit ungefähr gleichem Aufwand an Zeit und 
Mühe abzurechnen sind, die von Sachverständigen mit 
ungefähr gleichen außergerichtlichen Einkünften erbracht 
werden. Diese Umstände liegen aber heute angesichts der 
ständigen Verbesserung und Intensivierung des Rechts-
schutzes und des Wissensfortschritts auf allen Fachgebie-
ten oft nicht vor.

Aber auch die wünschenswerte genaue Differenzierung 
der Leistungsbeschreibung ist in den Pauschaltarifan-
sätzen zumeist schon sprachlich nicht möglich. Ein Aus-
gleich zwischen Gutachten mit verschiedenem Aufwand 
an Zeit und Mühe ist oft nicht möglich und so werden die 
Tarife des GebAG (§§ 43 ff leg cit) von vielen Gerichtssach-
verständigen als extrem leistungsungerecht eingestuft.

Der Ausstieg von hervorragenden Fachleuten aus der ge-
richtlichen Sachverständigenarbeit ist die Folge.

Zudem werden zunehmend Ausweichmöglichkeiten aus 
dem allzu strengen Korsett der Tarife gesucht und gefun-
den. Dabei geht natürlich der Vorteil der Tarife, nämlich der 
der einfacheren Verrechnung, verloren.

Als Wege aus dem Tarif bietet sich die gesonderte Ver-
rechnung einzelner Leistungen an, die als nicht im Tari-
fansatz enthalten beurteilt werden: etwa die psycho-
logischen Testuntersuchungen bei psychiatrischen 
Gutachten nach § 43 Abs 1 Z 1 lit d oder e GebAG oder 
die Anfertigung der Unfallskizze oder die Ermittlung von 
Unfallmodalitäten durch neue Untersuchungsmethoden 
beim Kfz-Tarif des § 48 Z 5 GebAG.

sachverstaendige_4-2015.indd   197 10.12.2015   10:52:42



198   SACHVERSTÄNDIGE HEFT 4/2015

Aktuelle Fragen des Gebührenanspruchsrechts

Der zweite Weg ist die Kumulierung von Tarifansätzen, 
die auf ähnlichen Überlegungen, nämlich einer teleologi-
schen Reduktion bei der Auslegung der Umschreibung 
der Leistungen in den Tarifansätzen, beruht. Dabei wird 
ein mehr oder weniger einheitlicher Gutachtensauftrag in 
zwei oder mehrere Fragenkomplexe aufgeteilt. Es wird an-
genommen, dass entsprechend der Zahl der Fragenkom-
plexe mehrere Gutachten erstattet wurden und daher – je 
nach Schwierigkeitsgrad und Umfang der Begründung – 
mehrere Tarifansätze (etwa nach § 43 Abs 1 Z 1 GebAG) 
verrechnet werden können.

2.2.	 Warnpflicht des Sachverständigen

Eine weitere Systemfrage bei der Sachverständigen
honorierung ergibt sich aus den Grundsätzen der Dienst-
leistungsfreiheit und der Wettbewerbsfreiheit nach EU-
Recht.

Dabei stellt sich folgende Frage: Ist es ausreichend, we-
gen der Besonderheiten des gerichtlichen Rechtsschutzes 
durch die umfängliche Ausgestaltung der Warnpflicht von 
Gerichtssachverständigen (§ 25 Abs 1a GebAG) die Vor-
hersehbarkeit der Kosten des Sachverständigenbeweises 
sicherzustellen oder sind im Sinne der Dienstleistungsfrei-
heit – zumindest bei umfangreichen und teuren Gutachten 
– weitere Maßnahmen, wie etwa ein verstärkter Einfluss 
der Parteien auf die Auswahl der Person des Sachver-
ständigen (siehe auch hier das Strafprozessrechtsände-
rungsgesetz 2014), erforderlich?

2.3.	 Einzelsachverständiger – Sachverständigenteam – 
Hilfskräfte – Hilfsbefunde – Hilfsgutachten

Als eine weitere Systemfrage beim Sachverständigen-
beweis mit bedeutsamen Auswirkungen auf die Honorie-
rung muss auch das Problem angesprochen werden, ob 
als Gerichtssachverständige immer nur physische Ein-
zelpersonen bestellt werden dürfen – ein Grundprinzip, 
das sich in den österreichischen Gerichtsverfahren im 
Hinblick auf die Mündlichkeit des Verfahrens bei der Gut-
achtenserörterung und die persönliche Verantwortlichkeit 
der Sachverständigen für ihre Gutachten sehr bewährt 
hat – oder ob nicht auch (vor allem in Großverfahren) 
Sachverständigenteams, ja auch Sachverständigenun-
ternehmen in Form von juristischen Personen einge-
setzt werden sollten. Bleibt man bei dem Erfordernis, dass 
Gerichtssachverständige nur jeweils einzelne physische 
Personen sein sollen, dann spielt der Einsatz von Hilfs-
kräften, aber auch die Heranziehung von Hilfsbefunden 
und auch von Hilfsgutachten eine wesentliche Rolle. Die 
derzeitigen Regelungen bei Hilfskräften und Hilfsbefun-
den (§§ 30 und 31 GebAG) entsprechen der wirtschaft-
lichen Struktur eines nebenberuflich arbeitenden Einzel-
sachverständigen mit gelegentlichem Hilfskrafteinsatz, 
nicht aber der Organisation eines großen Sachverständi-
genunternehmens für Großverfahren. Für diese Fälle ist 
eine Neuregelung notwendig.

2.4.	 Berücksichtigung der Notwendigkeit einer Unter­
nehmensstruktur bei Gerichtssachverständigen 
für umfangreiche Gutachten, die den Einsatz von 
mehreren Personen durch längere Zeit erfordern 
– Ersatz von Fixkosten – Gutachtenserstattung 
durch juristische Personen

Umfangreiche Wirtschaftsstrafverfahren oder Scha-
denersatzprozesse machen Gerichtsgutachten notwen-
dig, die oft nur mit Einsatz eines großen Mitarbeiterstabes 
durch mehrere Monate erarbeitet werden können, nicht 
aber durch einen Sachverständigen, der als einzelne phy-
sische Person im Rahmen einer nebenberuflichen Tätigkeit 
mit einer – gelegentlich – stundenweise eingesetzten Hilfs-
kraft das Gutachten erstellt.

Die Gerichtssachverständigentätigkeit als nebenbe-
rufliche Arbeit ist aber das Leitbild des Gebührensys-
tems des GebAG, auch das der letzten großen GebAG-
Novelle durch das Berufsrechts-Änderungsgesetz 2008 
(BRÄG 2008), BGBl I 2007/111. Denn im dort neu gefass-
ten § 31 GebAG ist nur der Ersatz von variablen Kosten, 
nicht aber von Fixkosten vorgesehen (Abs 1 leg cit) und 
§ 31 Abs 2 erklärt, dass alle anderen Aufwendungen des 
Sachverständigen mit der Gebühr für Mühewaltung abge-
golten sind. Die seit dieser Gesetzesnovelle ergangene 
Rechtsprechung hat das Verbot des Fixkostenersat-
zes auch auf den Ersatz von Hilfskraftkosten nach § 30 
GebAG angewendet und judiziert in herrschender Recht-
sprechung, dass Hilfskraftkosten jedenfalls dann nicht zu 
ersetzen sind, wenn sie zu den Fixkosten zu rechnen sind. 
Also kein Ersatz eines Büropauschales oder Ordinati-
onspauschales, aber auch kein Ersatz der Kosten von 
administrativen Hilfskräften für Terminvereinbarungen, 
Hilfsdienste bei der Manipulation oder für die Erledigung 
von Wegen durch angestellte Hilfskräfte oder für sonstige 
Sekretariatsaufgaben.3

Dies führt in manchen Fällen zu einem paradoxen Ergeb-
nis: Denn für Wege außerhalb seiner Wohnung oder seiner 
gewöhnlichen Arbeitsstätte hat der Sachverständige An-
spruch auf Entschädigung für Zeitversäumnis (§§ 32 und 
33 GebAG); lässt er diese Hilfsverrichtungen aber durch 
seine angestellten Hilfskräfte, sein Sekretariat erledigen, 
darf er dafür wegen des vom Gesetz verpönten Fixkosten-
ersatzes keine Vergütung in Rechnung stellen.

Dabei wird verkannt, dass Gerichtsgutachter für umfang-
reiche Gutachterarbeiten eine Unternehmensstruktur 
benötigen, die manchmal für lange Zeit, teils sogar für 
ein oder zwei Jahre oder eine noch längere Zeit, aus-
schließlich für Gerichtsgutachterarbeiten eingesetzt wird. 
Die zunehmende Professionalisierung in vielen Fach-
gebieten führt dazu, dass die Gerichtsgutachterarbeit in 
bestimmten Zeiten der Berufsarbeit zum Hauptberuf des 
Gerichtssachverständigen wird. Die dafür notwendige 
Unternehmensstruktur dient dann ausschließlich oder 
überwiegend der Gerichtsarbeit.

Die Gerichtsgutachterarbeit wird in diesen Fällen not-
wendigerweise zu einer eigenständigen unternehme-
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rischen Tätigkeit, bei der bezüglich des Einsatzes von 
Hilfskräften (§ 30 GebAG) und bei den sonstigen Kosten 
(§ 31 GebAG) im Hinblick auf die volle persönliche Haftung 
für das Unternehmen „Gerichtsgutachterei“ die Verrech-
nung eines Risikozuschlags und einer Gewinnspanne 
sachlich gerechtfertigt ist.

Die derzeit herrschende Rechtsprechung ersetzt nur die 
tatsächlichen, konkreten Lohnkosten der Hilfskräfte (Brut-
togehälter plus Lohnnebenkosten), nicht aber einen unter-
nehmerischen Risikozuschlag oder eine aus unternehme-
rischer Sicht selbstverständliche Gewinnspanne.4

Entgegen der gesetzlichen Anordnung des § 31 Abs 1 
GebAG wäre daher auch die Verrechnung von Fixkosten, 
und bei den Hilfskräften (§ 30 GebAG) die Verrechnung 
eines betrieblichen Tarifs (nach Art eines gestaffelten 
Mühewaltungstarifs), und nicht nur der bloße Aufwand
ersatz im Einzelfall sachlich begründet. Dieser Mühe-
waltungstarif für Hilfskräfte wäre bei der Gebührenbe-
stimmung – wie bei der Mühewaltungsgebühr nach § 34 
GebAG – nach richterlichem Ermessen auf seine Ange-
messenheit zu prüfen. Obergrenze sollten jedenfalls die 
dem Gerichtssachverständigen zugebilligten Stundensät-
ze für Mühewaltung sein (§ 34 Abs 1, 2 und 3 GebAG).

Für umfangreiche Gerichtsgutachterarbeiten könnte dann 
auch die Bestellung von juristischen Personen zu Ge-
richtssachverständigen in Frage kommen, die im Rahmen 
ihrer Organisationsform die entsprechende Unterneh-
mensstruktur bereitstellen.

Durch die Warnpflicht nach § 25 Abs 1a GebAG sind 
meiner Meinung nach die für ein faires Verfahren bei der 
Auswahl der Gerichtssachverständigen wichtige Vorher-
sehbarkeit der zu erwartenden Verfahrenskosten und die 
damit verbundene Dispositionsmöglichkeit von Gericht 
und Staatsanwaltschaft und die erforderliche Einfluss-
möglichkeit der Parteien des Verfahrens sicherzustel-
len. Weitere Verfahrensvorkehrungen halte ich derzeit für 
entbehrlich.

2.5.	 Legistische Neuerungen der letzten Zeit

Mit 1. 1. 2015 sind zwei Bestimmungen des GebAG durch 
das Strafprozessrechtsänderungsgesetz 2014 geän-
dert worden:

In der Bestimmung des § 25 Abs 1a GebAG über die 
Warnpflicht der Sachverständigen wurde die Möglichkeit 
von Gericht oder Staatsanwaltschaft beseitigt, den Sach-
verständigen von der Verpflichtung zur Kostenwarnung 
ganz oder teilweise zu befreien. Diese Neuregelung ist – 
obgleich sie von den Sachverständigen als Verschärfung 
der Warnpflicht wahrgenommen wurde – zu begrüßen, 
weil nach dem alten Gesetzestext völlig ungeklärt war, aus 
welchen Gründen die Befreiung von der Warnpflicht ge-
währt werden kann, und damit der Vorwurf einer willkürli-
chen Befreiung oder Nichtbefreiung, also einer unsachli-
chen Differenzierung, im Raum stand.

Die zweite Neuerung mit 1. 1. 2015 betrifft § 25 Abs 3 
Satz 2 GebAG: Bei verschuldeter verspäteter oder man-
gelhafter Gutachtenserstattung ist nunmehr die Gebühr für 
Mühewaltung – ohne Abstufungsmöglichkeit nach dem 
Grad des Verschuldens – jedenfalls um ein Viertel zu 
mindern.

Diese Neuregelung ohne Abstufungsmöglichkeit nach 
richterlichem Ermessen widerspricht meiner Meinung 
nach allgemeinen Rechtsprinzipien bei vergleichbaren Re-
gelungen im Zivil- und Zivilverfahrensrecht und ist als eher 
überschießend zu beurteilen.

2.6.	 Weitere vom BMJ vorgesehene legistische Maß­
nahmen 

Vgl die zur Begutachtung versendete, aber derzeit nicht 
weiter betriebene GebAG-Novelle 2015.5

Mit dieser Novelle sollte endlich für psychiatrische Gut-
achten in § 43 GebAG (am besten wäre das allerdings 
auch für andere zeitintensive ärztliche Gutachten) ein Zeit-
tarif vorgesehen werden.

Zur „Gegenfinanzierung“ wurden aber für alle Sachver-
ständige, die im Rahmen des § 34 Abs 2 GebAG ihre Mü-
hewaltung nach aufgewendeten Stunden verrechnen, vor 
allem für zeitaufwendige Gutachten, über den Abschlag 
von 20 % hinaus weitere Kürzungsverpflichtungen vor-
geschlagen. Eine solche Gegenfinanzierung wäre höchst 
problematisch.

2.7.	 Zuschlagsverordnung

Von einer weiteren legistischen Maßnahme, die eigent-
lich unbestritten sein müsste, ist leider überhaupt keine 
Rede mehr: nämlich von einer Zuschlagsverordnung 
nach § 64 GebAG. Zuletzt wurden die festen Beträge des 
GebAG durch die Verordnung der Bundesministerin für 
Justiz über die Festsetzung eines Zuschlags zu den im 
Gebührenanspruchsgesetz 1975 angeführten festen Be-
trägen, BGBl II 2007/134, mit Wirkung vom 1. 7. 2007 valo-
risiert. Die in § 64 GebAG vorgeschriebene Anpassung der 
festen Beträge durch einen Zuschlag an die geänderten 
wirtschaftlichen Verhältnisse – in einer Größenordnung 
von derzeit etwa 15 % – wäre nunmehr nach acht Jahren 
unzweifelhaft geboten. Eine Zuschlagsverordnung muss 
daher dringend gefordert werden.

3.	Hinweise zur aktuellen Rechtsprechung der Jahre 
2012 bis 2014 zu ausgewählten Gebührenproblemen

Anknüpfend an den 2012 in dieser Zeitschrift erschiene-
nen Aufsatz von Alexander Schmidt zu Fallgruben und 
Stolpersteinen im Gebührenrecht6 sind für die Jahre 2012 
bis 2014 unter anderem folgende Gebührenprobleme be-
sonders hervorzuheben. 
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3.1.	 Warnpflicht der Sachverständigen (§ 25 Abs 1a 
GebAG)

Zunächst ist festzuhalten, dass schon nach dem klaren 
Gesetzeswortlaut die Warnpflicht der Sachverständigen 
für alle Verfahren der Justizgerichte ohne jede Ausnahme 
und seit 1. 1. 2015 auch ohne jede Befreiungsmöglichkeit 
durch einen individuellen richterlichen oder staatsanwalt-
schaftlichen Akt (Art 6 Z 1 Strafprozessrechtsänderungs-
gesetz 2014) gilt. Die Warnpflicht gilt daher ohne jede Ein-
schränkung auch für alle Strafverfahren, ebenso für alle 
Außerstreitverfahren.7 Der Argumentation des LG Klagen-
furt in seiner Entscheidung vom 30. 3. 2012, 1 R 70/12g,8 
dass keine Warnpflicht bestehe, wenn im Interesse einer 
pflegebefohlenen Noterbin anlässlich der Inventarisierung 
die Schätzung der Liegenschaft nach dem LBG durch ei-
nen Sachverständigen unumgänglich ist, kann nicht beige-
stimmt werden.9

Klar und richtungsweisend sind die Rechtssätze der Ent-
scheidung des OLG Linz vom 15. 7. 2013, 7 Bs 134/13z:10

„1. Die Warnung des Sachverständigen über die voraus-
sichtlichen Kosten des Gutachtens an das Gericht oder die 
Staatsanwaltschaft kann auch Anlass sein, den Gutach-
tensauftrag präziser zu fassen, um für das Beweisverfah-
ren frustrierte Aufwendungen zu vermeiden.

2. Der Sachverständige muss in seiner Warnung den er-
warteten Kostenaufwand beziffern, also einen Betrag nen-
nen, mit dem das Gericht und die Parteien bezüglich der 
Gutachtenskosten rechnen müssen.

3. Dabei handelt es sich um eine Ex-ante-Beurteilung, die 
von der Aktenlage im Zeitpunkt der Warnung auszugehen 
hat. Sollte sich diese Einschätzung im Laufe der Gutach-
tenstätigkeit ändern, muss der Sachverständige – gegebe-
nenfalls mehrfach – die Warnung modifizieren.

4. Diese Verpflichtung zur neuerlichen Warnung ist unab-
hängig davon, ob es sich bloß um ein geringfügiges Über-
schreiten der zunächst prognostizierten Gebühren handelt.

5. Da nach der Kostenbekanntgabe des Sachverständigen 
mit € 8.460,– inklusive Umsatzsteuer keine weitere Warnung 
erfolgt ist, dass auch diese Kosten überschritten werden 
(nämlich mit dem Betrag von € 8.977,–), und vom Sachver-
ständigen auch nicht vorgebracht wurde, dass Mehrkosten 
auf unaufschiebbare Tätigkeiten zurückzuführen seien, die 
eine Warnung nicht gestattet hätten, waren die Sachver-
ständigengebühren mit € 8.460,– zu bestimmen.“

Gleichfalls ist den Rechtssätzen der Entscheidung des 
OLG Wien vom 7. 8. 2013, 19 Bs 272/13h,11 zuzustimmen, 
insbesondere den Rechtssätzen 3 und 4:

„3. Die Dringlichkeit eines Obduktionsgutachtens entbin-
det den Sachverständigen nicht von der Warnpflicht. Er 
darf aber, nachdem er entsprechend dem jeweils gege-
benen Anforderungsprofil gewarnt hat, mit dringenden 
Tätigkeiten, Obduktion, Entnahme der Proben anlässlich 
der Obduktion, Freigabe der Leiche, bis zum Zugehen ei-
ner Reaktion fortfahren. Die weiteren immunochemisch-

toxikologischen und virologischen Untersuchungen waren 
keineswegs unaufschiebbar.

4. Eine Warnung im Sinne des § 25 Abs 1a GebAG erst 
eine knappe Woche vor Übermittlung des Gutachtens, ins-
besondere aber erst sieben Wochen nach der Obduktion 
und Wochen nach Erstattung der meisten Obduktionsun-
tersuchungen ist nicht rechtzeitig, zumal eine Disposition 
der Staatsanwaltschaft im Sinne etwaiger Kostenvermei-
dung längst unmöglich war.“

In der Entscheidung des OLG Wien vom 31. 7. 2013, 11 R 
98/13g,12 wird im Rechtssatz 5 zutreffend hervorgehoben, 
dass es bei der Warnpflicht des § 25 Abs 1a GebAG nicht 
zulasten des Sachverständigen geht, wenn seine – per 
E-Mail erstatteten – Warnungen nicht an die Parteien wei-
tergeleitet wurden. Zur Erfüllung der Warnpflicht genügt 
es, wenn der Sachverständige das Gericht – auch nur 
mündlich – darauf aufmerksam macht, dass der Kosten-
vorschuss nicht hinreichend ist.

Schließlich ist dem Rechtssatz 2 der Entscheidung des 
OLG Graz vom 31. 10. 2013, 4 R 174/13k,13 voll zuzu-
stimmen, dass der Sachverständige mit der Bekanntgabe 
der voraussichtlich insgesamt anfallenden Kosten seiner 
Warnpflicht entsprochen hat. Dass das Gericht den Par-
teien nach den Hinweisen des Sachverständigen auf die 
Höhe der Kosten nur Kostenvorschüsse aufgetragen hat, 
die diese Kostenschätzung des Sachverständigen nicht 
erreichten, hat auf den Gebührenanspruch des Sachver-
ständigen keinen Einfluss.

3.2.	 Mühewaltungsgebühr nach § 34 Abs 1, 2 und 3 
GebAG

Das Gebührensplitting des § 34 Abs 1 und 2 GebAG und 
ebenso die Zuerkennung einer höheren Gebühr nach § 37 
Abs 2 GebAG – beides unter Verzicht des Sachverständi-
gen auf Zahlung aus Amtsgeldern (§ 34 Abs 2, § 37 Abs 2 
und § 42 Abs 1 GebAG) – haben sich in der Rechtspre-
chung seit 1995 sehr bewährt. Das gilt auch für die 2008 
neu gefasste Bestimmung des § 34 Abs 3 GebAG, die für 
den Fall, dass Sachverständige ihre Einkünfte im außer-
gerichtlichen Erwerbsleben für ihre Gutachtertätigkeit nicht 
nachweisen, Gebührenrahmen festlegt, durch die die wi-
derlegbare Vermutung begründet wird, dass die Rahmen-
sätze den im außergerichtlichen Erwerbsleben üblicher-
weise bezogenen Einkünften entsprechen.14

Ein Streitpunkt in der Judikatur ist allerdings, ob bei den 
nach den Rahmensätzen des § 34 Abs 3 GebAG ermittel-
ten Einkünften im Anwendungsbereich des § 34 Abs 2 
GebAG ein weiterer Abzug von 20 % vorzunehmen ist 
oder nicht (einstufige Bemessung im Zuge der richter-
lichen Ermessensübung nach § 34 Abs 3 GebAG oder 
zweistufige Bemessung, zuerst nach § 34 Abs 3 GebAG, 
dann nach § 34 Abs 2 GebAG). Zu den einen weiteren 
Abzug von 20 % ablehnenden Entscheidungen des OLG 
Graz vom 9. 10. 2012, 3 R 164/12f, und vom 31. 10. 2013, 
4 R 174/13k, wird auf die Veröffentlichungen in dieser Zeit-
schrift verwiesen.15
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Die Beschwerdeentscheidung des OLG Wien vom 6. 12. 
2013, 18 Bs 387/13p,16 die eine zweistufige Bemessung 
bejaht (Bemessung des Stundensatzes zunächst nach 
§ 34 Abs 3 GebAG und dann in einem zweiten Schritt Ab-
zug von 20 % nach § 34 Abs 2 GebAG), zeigt aber sehr 
vernünftig auf, wie es Sachverständige vermeiden können, 
durch diese Judikaturdivergenz Nachteile zu erleiden: 
Schon in der Gebührennote sollten die Sachverständi-
gen den Stundensatz ihres außergerichtlichen Erwerbs
lebens – nach den Rahmensätzen des § 34 Abs 3 GebAG 
ausgemessen oder auch darüber gelegen – behaupten 
und erforderlichenfalls auch nachweisen, und dann davon 
ausgehend den Rechenvorgang des 20%igen Abzug 
nach § 34 Abs 2 GebAG in der Gebührennote dokumen-
tieren. Nur so kann ein im Zweifel erfolgender nochmaliger 
Abzug von 20 % durch das die Gebühren bestimmende 
Gericht vermieden werden.

Weiters wird von der Rechtsprechung die Frage unein-
heitlich beantwortet, ob der Verzicht auf Zahlung aus 
Amtsgeldern ausdrücklich zu erklären ist17 oder ob – etwa 
bei ausreichendem Kostenvorschuss – auch von einem 
schlüssigen Verzicht ausgegangen werden kann.18 Sach-
verständigen ist jedenfalls eine klare Erklärung zu emp-
fehlen, also in der Gebührennote entweder eine ausdrück-
liche Verzichtserklärung im Einzelfall oder die eindeutige 
Kennzeichnung oder Streichung einer allenfalls im For-
mular vorgedruckten Verzichtserklärung auf Zahlung aus 
Amtsgeldern.

3.3.	 Ergänzung eines Gutachtens in der Verhandlung 
(§ 35 Abs 2 GebAG)

Die Entscheidung des OLG Innsbruck vom 13. 6. 2013, 
5 R 22/13v,19 fasst die wesentlichen Rechtssätze treffend 
zusammen:

„1. Bei Erörterung eines schriftlich erstatteten Gutachtens 
in der Verhandlung mit wesentlichen Aufklärungen oder Er-
läuterungen oder Ergänzungen hat der Sachverständige 
Anspruch auf eine weitere Gebühr für Mühewaltung, die in 
einem je nach der aufgewendeten Zeit und Mühe entspre-
chend niedrigeren Verhältnis zur Gebühr für die Grundleis-
tung nach richterlichem Ermessen zu bestimmen ist (§ 35 
Abs 2 GebAG).

2. Unter der Gebühr für die Grundleistung ist die Gebühr 
für Mühewaltung für das schriftliche Gutachten zu verste-
hen. Auch bei Sachverständigen, deren Mühewaltung nach 
Stundensätzen honoriert wird, ist nicht nur der Zeitfaktor, 
der auch die Vorbereitung der mündlichen Erörterung um-
fasst, sondern auch die Intensität der Mühewaltung maß-
geblich. Rechnungsgrundlage ist daher nicht der Stun-
densatz, sondern die dem Sachverständigen zustehende 
Gesamtmühewaltungsgebühr für das erörterte schriftliche 
Gutachten.

3. Aus § 35 Abs 2 GebAG kann jedenfalls eine Minderung 
des anzuwendenden Stundensatzes nicht abgeleitet wer-
den.

4. Der Aufwand für die Erläuterung eines bereits erstat-
teten Gutachtens ist regelmäßig geringer als der für das 
Gutachten selbst. Die Gebühren für die Gutachtensergän-
zung oder -erörterung dürfen daher die Gebühren für das 
Gutachten selbst nicht übersteigen.

5. Bei kurzen Erläuterungen gebühren ein Drittel und bei 
ausführlichen Ergänzungen bis zu zwei Drittel der Gebühr 
für die Grundleistung. Der Prozentsatz für die Ergänzung 
oder Erörterung des schriftlichen Gutachtens liegt im All-
gemeinen bei einem Drittel bis knapp 40 % der Grundleis-
tung.“

Nach der Entscheidung des OLG Innsbruck vom 5. 9. 
2012, 5 R 22/12t,20 kommt als Grundleistung, von der 
auszugehen ist, auch ein Tarifansatz eines GebAG-Tarifs 
(etwa des Arzttarifs des § 43 Abs 1 Z 1 GebAG) in Frage.

Die Entscheidung des OLG Wien vom 21. 5. 2014, 10 Ra 
29/14d,21 und jene des OLG Innsbruck vom 30. 8. 2013, 
5 R 41/13p,22 verweisen darauf, dass es auch zulässig sei, 
die Leistungen nach § 35 Abs 2 GebAG (Vorbereitungs- 
und Verhandlungszeit) mit Stundensätzen zu verrechnen, 
und zwar auch mit Stundensätzen in der gleichen Höhe 
wie für das schriftliche Gutachten.

Die Regelung des § 35 Abs 2 GebAG gilt nach der Ent-
scheidung des OLG Wien vom 31. 7. 2013, 11 R 98/13g,23 
analog auch für schriftliche Ergänzungsgutachten.

Immer zu differenzieren ist aber, ob Aufträge zur Ergän-
zung eines schriftlichen Gutachtens der Gebühr nach § 35 
Abs 2 GebAG zu unterstellen sind oder ob nicht in Wahr-
heit ein gerichtlicher Auftrag für ein neues, weiteres 
Gutachten vorliegt, das mit Mühewaltungsgebühr nach 
§ 34 GebAG zu honorieren ist, die dann aber nicht der Be-
schränkung des § 35 Abs 2 GebAG unterworfen ist.

4.	Ausblick

Das österreichische Honorierungssystem für die Arbeit der 
Gerichtssachverständigen ist im Großen gesehen – trotz 
verschiedener Verbesserungsnotwendigkeiten und Ver-
besserungsmöglichkeiten – leistungsgerecht und garan-
tiert eine effiziente und zufriedenstellende Handhabung. 
Die Notwendigkeit dringender Änderungen sehe ich vor al-
lem bei der überfälligen Zuschlagsverordnung zu den fi-
xen Beträgen des GebAG (§ 64 leg cit), durch die auch ein 
Teil der Probleme mit den Tarifen des GebAG beträcht-
lich entschärft werden könnte. Ein weiteres Zurückdrän-
gen der Pauschaltarife des GebAG ist wohl ein weiterer 
wichtiger Reformwunsch; Änderungen beim Arzttarif des 
§ 43 GebAG und zumindest die teilweise Einführung eines 
Zeittarifs sind wohl nicht mehr aufschiebbare Anliegen. 
Darüber hinaus halte ich für Gerichtsgutachten in Groß-
verfahren eine Neuregelung des Kostenersatzes für Hilfs-
kräfte (§ 30 GebAG) und sonstige Kosten (§ 31 GebAG) für 
unbedingt erforderlich.

Alle diese Vorschläge führen unvermeidlich zu einem hö-
heren Kostenaufwand beim gerichtlichen und staatsan-

sachverstaendige_4-2015.indd   201 10.12.2015   10:52:42



202   SACHVERSTÄNDIGE HEFT 4/2015

Aktuelle Fragen des Gebührenanspruchsrechts

waltschaftlichen Sachverständigenbeweis, und zwar für 
die privaten Prozessparteien, vor allem aber auch für den 
Bund, für das Budget. An dieser Tatsache führt kein Weg 
vorbei, sollen österreichische Gerichtsverfahren in ihrer 
rechtsstaatlichen Qualität, ihrer Raschheit und Effizienz 
weiterhin garantiert werden.
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Wichtig für alle im Jahr 2011 zertifizierten 
und im Jahr 2006 sowie im Jahr 2011 
rezertifizierten Sachverständigen:  
Rezertifizierung 2016
Wir machen darauf aufmerksam, dass alle Sachverständigen, die während des Jahres 2006 auf weitere 
10 Jahre bzw während des Jahres 2011 auf weitere 5 Jahre eingetragen wurden sowie all jene, die im Jahr 
2011 erstmalig allgemein beeidet und gerichtlich zertifiziert wurden, frühestens mit 1. Jänner 2016 bis längs-
tens Ende September 2016 den Antrag auf Verlängerung der Eintragung an die zuständige Präsidentin oder 
den zuständigen Präsidenten des Landesgerichts zu richten haben. 

Im Antrag sind die gerichtlichen Verfahren, in denen Sie seit Ihrer Eintragung, bei häufiger Heranziehung 
in einem maßgeb-lichen Zeitraum unmittelbar vor der AntragsteIlung, also etwa im letzten Jahr vor der An-
tragsteIlung, tätig geworden sind, mit Aktenzeichen und Gericht anzuführen. Der Rezertifizierungsantrag hat 
auch einen Hinweis auf die absolvierten Fortbildungsaktivitäten zu enthalten. Legen Sie daher auch - soweit 
vorhanden - dem Antrag einen Ausdruck des Bildungs-Passes bei. 

Die Präsidentin oder der Präsident kann weitere Ermittlungen anstellen und ein Gutachten der Kommission 
nach § 4a SDG oder eine Äußerung eines qualifizierten Mitglieds dieser Kommission einholen.

Es wird empfohlen, den Antrag auf Rezertifizierung nicht erst gegen Ende der dafür offen stehenden Frist, 
sondern möglichst bald zu stellen, um eine gleichmäßige Auslastung der mit der Rezertifizierung befassten 
Stellen zu erreichen. 
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